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3. Instanz

Datum -

Das Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 31. Juli 2001 und der Bescheid der
Beklagten vom 27. Oktober 1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
12. Juni 1998 werden abgeÃ¤ndert. Die Beklagte wird verurteilt, der KlÃ¤gerin fÃ¼r
die Zeit vom 01. November 1996 bis 28. Juni 1997 Ã�bergangsgeld und ab 21. Juli
1997 Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit auf Dauer zu gewÃ¤hren. Die Beklagte hat
der KlÃ¤gerin die HÃ¤lfte der auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu
erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt noch die GewÃ¤hrung einer Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit
nach dem bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Recht.

Die 1961 geborene KlÃ¤gerin, bei der seit 1993 ein Grad der Behinderung von 50
wegen eines Diabetes und einer Sehbehinderung anerkannt ist, erlernte vom 01.
September 1977 bis 30. Juli 1979 den Beruf der Elektrozeichnerin und schloss die
Berufsausbildung als Facharbeiterin ab. Von August 1979 bis zum 18. Mai 1980
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arbeitete sie als Elektrozeichnerin in T, anschlieÃ�end als Sachbearbeiterin und
zuletzt als Technische Zeichnerin bis zum 31. Dezember 1996 bei der K, GmbH.
Voraussetzung fÃ¼r diese TÃ¤tigkeit war der Abschluss in einem einschlÃ¤gigen
Ausbildungsberuf. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis wurde durch Aufhebungsvertrag vom 01.
April 1996 zum 31. Dezember 1996 nach ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten beendet. Das
Amt fÃ¼r Soziales und Versorgung Cottbus, HauptfÃ¼rsorgestelle, war zu der
Auffassung gelangt, dass der beantragten KÃ¼ndigung des Arbeitgebers nicht die
Zustimmung hÃ¤tte verweigert werden kÃ¶nnen. Wegen der Art und Schwere der
vorliegenden Behinderungen habe zur Ã�berzeugung der HauptfÃ¼rsorgestelle
festgestanden, dass fÃ¼r die KlÃ¤gerin in der Zukunft nur durch berufliche
Neurorientierung ein behindertengerechter Arbeitsplatz erlangt werden kÃ¶nne.

Vom 21. November 1996 an bezog die KlÃ¤gerin Krankengeld, wÃ¤hrend eines
Heilverfahrens in der Zeit vom 29. Juni 1997 bis 20. Juli 1997 Ã�bergangsgeld von
der Beklagten und von April 1998 bis Ende Juli 2000 Leistungen der Bundesagentur
fÃ¼r Arbeit (Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe). Vom 01. August 2000 bis 31.
Juli 2000 arbeitete die KlÃ¤gerin als BÃ¼rohilfe in der Sachbearbeitung und
Kundenbetreuung bei Frau M K, bei der sie bereits ab Mai 2000 im Rahmen einer
weniger als 15 Stunden wÃ¶chentlich umfassenden TÃ¤tigkeit als BÃ¼rohilfe tÃ¤tig
gewesen war. FÃ¼r die TÃ¤tigkeit wurde die KlÃ¤gerin durch ein vierwÃ¶chiges
Praktikum zuvor angelernt. Von 01. Oktober 2002 bis 31. Dezember 2003 war die
KlÃ¤gerin im Rahmen eines befristeten ArbeitsverhÃ¤ltnisses als Patientenberaterin
in einer Apotheke tÃ¤tig; fÃ¼r diese TÃ¤tigkeit war keine Ausbildung erforderlich.

Am 08. November 1996 hatte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten die GewÃ¤hrung
einer Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, BerufsunfÃ¤higkeit und InvaliditÃ¤t nach
den Vorschriften des Beitrittsgebiets wegen eines Diabetes, eines
HalswirbelsÃ¤ulensyndroms und stÃ¤ndigen Neuralgien beantragt. Die Beklagte zog
im Verwaltungsverfahren Befundberichte der behandelnden Ã�rzte Dr. Hund
Dipl.-Med. Wbei und veranlasste das Gutachten des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin
Dr. Mvom 14. Februar 1997. Der Gutachter stellte als GesundheitsstÃ¶rungen einen
Langzeitdiabetes mit Beschwerden im Sinne einer Neuropathie im Bereich der
HÃ¤nde und Beine, die zu krampfhaften SchmerzzustÃ¤nden und
TaubheitsgefÃ¼hlen fÃ¼hrten, und daneben wiederkehrende Schmerzen im
Schulter- und Nackenbereich im Sinne eines Cervikobrachialsyndroms fest.
Hinsichtlich des LeistungsvermÃ¶gens fÃ¼hrte er aus, dass die KlÃ¤gerin als
Elektrozeichnerin nur zwei Stunden bis unterhalbschichtig tÃ¤tig sein kÃ¶nne. Alle
TÃ¤tigkeiten bei leichter bis mittelschwerer kÃ¶rperlicher Belastung, die keine
besonderen Anforderungen an ein scharfes Sehen stellten oder einseitige
KÃ¶rperhaltung erforderten, kÃ¶nne die KlÃ¤gerin verrichten.

Unter dem 29. April 1997 erstattete der Augenarzt Dr. B auf Veranlassung der
Beklagten ein Gutachten. Hinsichtlich des LeistungsvermÃ¶gens wurde darin
ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin als Elektrozeichnerin vollschichtig tÃ¤tig sein
kÃ¶nne. Nachdem die Beklagte der KlÃ¤gerin ein Heilverfahren vom 29. Juni 1997
bis 20. Juli 1997 gewÃ¤hrt hatte, zog sie den Entlassungsbericht vom 07. August
1997 bei, worin als bei der KlÃ¤gerin vorliegende GesundheitsstÃ¶rungen ein
Diabetes mellitus Typ I mit diabetischer Neuropathie, ein Schulter-Arm-Syndrom,
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eine Trigenimusneuralgie und ein ErschÃ¶pfungssyndrom angegeben wurden. FÃ¼r
die TÃ¤tigkeit als Elektrozeichnerin sei das LeistungsvermÃ¶gen aufgehoben. Die
KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten ohne Arbeiten mit
erhÃ¶hter Unfallgefahr, Heben und Tragen von Lasten sowie Ersteigen von Leitern
und GerÃ¼sten und bei Vermeidung von Arbeiten mit Belastung durch KÃ¤lte,
NÃ¤sse und Zugluft ausÃ¼ben. Die TÃ¤tigkeiten kÃ¶nnten im Sitzen,
Ã¼berwiegend im Gehen und Ã¼berwiegend im Stehen ausgeÃ¼bt werden.

Mit Bescheid vom 27. Oktober 1997 lehnte die Beklagte den Rentenantrag mit der
BegrÃ¼ndung ab, die KlÃ¤gerin sei noch in der Lage, in ihrem bisherigen
Berufsbereich vollschichtig tÃ¤tig zu sein. DarÃ¼ber hinaus bestehe ein
vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten im
Wechselrhythmus ohne Schicht- oder Wechseldienst. Sie sei nicht berufs- oder
erwerbsunfÃ¤hig. Mit ihrem Widerspruch machte die KlÃ¤gerin u. a. geltend, sie
habe den Rentenantrag auf Anraten ihres Hausarztes, der Krankenkasse, des
Versorgungsamtes Cottbus und ihres ehemaligen Arbeitgebers gestellt. Ihr Diabetes
sei nicht gut eingestellt und sie habe mit der Insulinpumpe groÃ�e
Umstellungsschwierigkeiten. Sie leide an Neuralgien, Kopfschmerzen,
SinnestÃ¤uschungen, einem stÃ¤ndigen Unwohlsein, Depressionen und
SchlafstÃ¶rungen und sie habe in den vergangenen Jahren mehrere grippale Infekte
gehabt. Ihre SehstÃ¶rungen Ã¤uÃ�erten sich in starken Schwankungen im Nah- und
Fernbereich, die Sehkraft habe sich erheblich verschlechtert. Zudem leide sie an
einem ErschÃ¶pfungszustand, der sich in einem Konzentrationsmangel,
Vergesslichkeit, DurchschlafstÃ¶rungen, Zerschlagenheit, Kraftlosigkeit, Gereiztheit,
Mattigkeit und MigrÃ¤neattacken Ã¤uÃ�ere. Sie habe ca. 20 Jahre den Beruf einer
Elektrozeichnerin ausgeÃ¼bt. In diesem Beruf mÃ¼sse sie ununterbrochen an der
Zeichenanlage stehen oder am CAD-Arbeitsplatz ununterbrochen sitzen, was ihr
nicht mehr mÃ¶glich sei.

Im Widerspruchsverfahren zog die Beklagte einen Befundbericht des behandelnden
Internisten DM Wvom 03. April 1998 bei und wies mit Bescheid vom 12. Juni 1998
den Widerspruch mit der weiteren BegrÃ¼ndung zurÃ¼ck, dass weder die
Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit/BerufsunfÃ¤higkeit noch fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen InvaliditÃ¤t vorlÃ¤gen.

Mit ihrer am 14. Juli 1998 vor dem Sozialgericht Cottbus erhobenen Klage hat die
KlÃ¤gerin ihr Begehren weiter verfolgt. Ihr behandelnder Arzt DM Whabe
ausdrÃ¼cklich eine BerufsunfÃ¤higkeit bescheinigt. Ihr sei es nicht mÃ¶glich, acht
Stunden einer Arbeit nachzugehen.

Sie hat erstinstanzlich beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 27. Oktober 1997 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12. Juni 1998 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, der KlÃ¤gerin Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit hilfsweise
BerufsunfÃ¤higkeit bzw. InvaliditÃ¤t zu gewÃ¤hren.
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Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie ist bei der mit dem Widerspruchsbescheid vertretenen Rechtsauffassung
verblieben und hat vorgetragen, GesundheitsstÃ¶rungen, die den vorzeitigen
RÃ¼ckzug aus dem Erwerbsleben rechtfertigen kÃ¶nnten, hÃ¤tten nicht objektiviert
werden kÃ¶nnen.

Das Sozialgericht hat eine Arbeitgeberauskunft der K, GmbH vom 16. September
1998 sowie Befundberichte der AugenÃ¤rztin Dr. S vom 20. September 1998, des
Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. Mvom 04. Oktober 1998, des
Allgemeinmediziners Dr. H vom 11. Oktober 1998 und 15. Oktober 2000 und des
Dipl.-Med. Wvom 01. November 1998 beigezogen. Aufgrund Beweisanordnung des
Sozialgerichts hat am 26. Mai 1999 der Chefarzt der Augenklinik des C- CDr. med. H
ein Gutachten erstattet. Er hat folgende Diagnosen gestellt:

Latente Hyperopie (Ã�bersichtigkeit) rechts und links, milde, nicht proliferative
diabetische Retinopathie links.

Nach einer Brillenkorrektur dÃ¼rfte sowohl fern als auch nah ein normaler Visus
erreicht werden. Allein von Seiten der Augen sei die KlÃ¤gerin mit optimaler
Brillenkorrektur voll erwerbsfÃ¤hig in ihrem erlernten Beruf.

Am 20. Juli 1999 hat der Facharzt fÃ¼r Innere Medizin/Diabetologie Dr. W auf
Veranlassung des Sozialgerichts ein SachverstÃ¤ndigengutachten erstattet. Als bei
der KlÃ¤gerin vorliegende GesundheitsstÃ¶rungen hat der SachverstÃ¤ndige einen
Diabetes mellitus Typ I, der einer intensiven Insulinbehandlung mit Insulinpumpe
bedÃ¼rfe, eine Trigeminusneuralgie, degenerative VerÃ¤nderungen der
WirbelsÃ¤ule mit neurogenen Auswirkungen, ein Nacken-Schulter-Syndrom und
eine Hyperopie mit nicht ausreichender Brillenkorrektur festgestellt. Hinsichtlich des
LeistungsvermÃ¶gens hat der SachverstÃ¤ndige ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin
kÃ¶nne noch kÃ¶rperlich leichte Arbeiten, geistig mittelschwieriger Art ohne
stÃ¤ndige, lÃ¤ngere bzw. hÃ¤ufige oder gelegentlich einseitige kÃ¶rperliche
Belastung bzw. Zwangshaltungen und ohne GerÃ¼st- und Leiterarbeiten in
geschlossenen RÃ¤umen ausfÃ¼hren. Die TÃ¤tigkeit als Elektrozeichnerin kÃ¶nne
noch in voller Schicht ausgeÃ¼bt werden.

Unter dem 09. Dezember 1999 hat der Facharzt fÃ¼r Psychiatrie, Psychotherapie
und Neurologie Dr. L nach ambulanter Untersuchung der KlÃ¤gerin ein
SachverstÃ¤ndigengutachten erstellt. Als bei der KlÃ¤gerin vorliegende
GesundheitsstÃ¶rungen hat der SachverstÃ¤ndige einen insulinpflichtigen Diabetes
mellitus mit einer leichten diabetischen Polyneuropathie mit vorwiegend
sensorischen StÃ¶rungen ohne wesentliche motorische AusfÃ¤lle, eine langjÃ¤hrige
neurotische Fehlentwicklung mit drohender Chronifizierung und eine
SomatisierungsstÃ¶rung bei histrionischer PersÃ¶nlichkeit festgestellt. Hinsichtlich
der Leistungsbeurteilung hat der SachverstÃ¤ndige zusammengefasst ausgefÃ¼hrt:
Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne leichte, kurzzeitig mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten
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ausfÃ¼hren. Kurzzeitig kÃ¶nnten Arbeiten in Zwangshaltungen und einseitiger
KÃ¶rperhaltung ausgeÃ¼bt werden. Extreme NÃ¤sse, KÃ¤lte, Hitze, Zugluft sollte
wegen der neuralgischen Symptomatik vermieden werden. Wegen der
psychosomatischen StÃ¶rung kÃ¶nne keine TÃ¤tigkeit in Wechselschicht oder im
Akkord erfolgen. Diese TÃ¤tigkeiten kÃ¶nnten vollschichtig verrichtet werden.

Mit Urteil vom 31. Juli 2001 hat das Sozialgericht die Klage mit der BegrÃ¼ndung
abgewiesen, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne ihren letzten Beruf als Elektrozeichnerin noch
uneingeschrÃ¤nkt ausÃ¼ben. Daher lÃ¤gen die Voraussetzungen fÃ¼r die
begehrten Renten nicht vor.

Gegen das ihr am 22. Februar 2002 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 21.
MÃ¤rz 2002 Berufung eingelegt, mit der sie die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit begehrt.

Der Senat hat die ArbeitgeberauskÃ¼nfte fÃ¼r die BeschÃ¤ftigungszeiten der
KlÃ¤gerin vom 01. August 2000 bis 31. Juli 2002 (K vom 15. Juli 2002 mit
Stellungnahme hierzu vom 21. Oktober 2002 und des Apothekers Bvom 19. Mai
2003 (BeschÃ¤ftigung vom 01. Oktober 2002 bis 31. Dezember 2002) sowie
Befundberichte des Facharztes fÃ¼r HNO Dr. Mvom 07. Juli 2002, des Internisten
DM Wvom 10. August 2002, der AugenÃ¤rztin Dr. S (Eingang September 2002, und
18. August 2005,) nebst Befundunterlagen, des Allgemeinmediziners Dr. H vom 02.
MÃ¤rz 2003 nebst Befundunterlagen sowie der Diplompsychologin B vom 19. MÃ¤rz
2003, das Gutachten des Medizinischen Dienstes der Krankenkassen vom 30. Mai
2002, den Entlassungsbericht aus einem Heilverfahren vom 15. Dezember 2004
sowie aus BerufeNET der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit eine Beschreibung der
TÃ¤tigkeit des Berufsbildes Bauzeichner/in beigezogen.

Auf Veranlassung des Senats hat am 27. August 2003 nach ambulanter
Untersuchung der KlÃ¤gerin vom 22. August 2003 der Facharzt fÃ¼r Neurologie
und Psychiatrie Dr. C ein SachverstÃ¤ndigengutachten erstattet. Hinsichtlich der bei
der KlÃ¤gerin vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen gibt der SachverstÃ¤ndige auf
internistischem Fachgebiet einen Bluthochdruck sowie einen insulinpflichtigen
Diabetes mellitus an, bei dem die Folgeerkrankungen gering ausgeprÃ¤gt seien. Es
fÃ¤nden sich diskrete Hinweise auf Nephropathie, Retinopathie und Neuropathie.
Auf psychiatrischem Gebiet lÃ¤gen ein chronisches Kopfschmerzsyndrom sowie ein
neurasthenisches Syndrom verbunden mit einem depressiven Einschlag vor. Auf
neurologischem Fachgebiet bestehe keine StÃ¶rung von Krankheitswert. Eine
Neuropathie bestehe hÃ¶chstens im subklinischen AusmaÃ�, eine
Trigeminusneuralgie sei nicht vorhanden. Bei den Gesichtsschmerzen handele es
sich um einen so genannten atypischen Gesichtsschmerz. Der KlÃ¤gerin seien noch
kÃ¶rperlich leichte bis gelegentlich mittelschwere TÃ¤tigkeiten, geistig
mittelschwieriger Art zumutbar. Die Arbeiten sollten wechselweise im Gehen,
Stehen und Sitzen oder Ã¼berwiegend im Sitzen erfolgen. Arbeiten mit
gelegentlichen Zwangshaltungen seien aus neurologisch-psychiatrischer Sicht
zumutbar, GerÃ¼st- und Leiterarbeiten sollten vermieden werden. Die KlÃ¤gerin
kÃ¶nne Arbeiten mit betriebsÃ¼blichen Pausen in voller Schicht regelmÃ¤Ã�ig
durchfÃ¼hren. Die bei der KlÃ¤gerin vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen hÃ¤tten
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im Prinzip schon zum Zeitpunkt der Antragstellung im November 1996 bestanden.
Insgesamt sei es gegenÃ¼ber dem damaligen Zustand zu einer Besserung
gekommen, der Diabetes sei besser eingestellt, die Kopfschmerzen seien geringer
geworden. Sie kÃ¶nne die TÃ¤tigkeit als Elektrozeichnerin vollschichtig verrichten,
da es sich um eine Ã¼berwiegend sitzende TÃ¤tigkeit handele.

Auf Antrag der KlÃ¤gerin hat am 21. MÃ¤rz 2004 der die KlÃ¤gerin behandelnde
Internist Dipl.-Med. W ein SachverstÃ¤ndigengutachten erstattet. Hinsichtlich der
bei der KlÃ¤gerin vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen gibt dieser einen
insulinabhÃ¤ngigen Diabetes mellitus mit Retinopathie, Neuropathie,
hirnorganischem Psychosyndrom und verminderter HypoglykÃ¤miewahrnehmung,
ein Cervikobrachialsyndrom und eine Trigeminusneuralgie an. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne
noch kÃ¶rperlich leichte Arbeiten und gelegentlich mittelschwere Arbeiten im
Wechsel zwischen Sitzen, Gehen und Stehen unter Vermeidung von Witterungs-
oder sonstigen UmwelteinflÃ¼ssen zwei Stunden bis unter vier Stunden
arbeitstÃ¤glich ausÃ¼ben. Eine vollschichtige TÃ¤tigkeit als PfÃ¶rtnerin sei der
KlÃ¤gerin nicht mÃ¶glich. Das LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin reiche nicht aus,
um eine vollschichtige TÃ¤tigkeit auf Dauer und in gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit als
Versandfertigmacherin auszuÃ¼ben. Die festgestellten LeistungseinbuÃ�en
bestÃ¼nden seit Mai 2002. Im November 2001 seien sie ebenfalls feststellbar
gewesen. Eine vollschichtige TÃ¤tigkeit sei auch wegen der zu erwartenden
zusÃ¤tzlichen Stoffwechselverschlechterung nicht zumutbar. Der SachverstÃ¤ndige
DM What am 17. April 2005 und 13. November 2005 ergÃ¤nzend zu seinem
Gutachten und dem Vorbringen der Beteiligten Stellung genommen und ist bei
seiner EinschÃ¤tzung geblieben.

Die KlÃ¤gerin sieht sich durch das Gutachten des DM Wvom 21. MÃ¤rz 2004
bestÃ¤tigt. Sie rÃ¤umt ein, nicht erwerbsunfÃ¤hig zu sein. Dem erstinstanzlichen
Gutachter kÃ¶nne nicht darin gefolgt werden, dass die Diabeteserkrankung gut
eingestellt sei. Dies ergebe sich aus den Befundberichten der behandelnden Ã�rzte.
Ihre SehstÃ¶rungen kÃ¶nnten nicht mit einer neuen Brillenverordnung behoben
werden, sie seien mit Stoffwechselentgleisungen, MigrÃ¤ne und Neuralgien zu
erklÃ¤ren. Auch der SachverstÃ¤ndige Dr. L bestÃ¤tige in seinem Gutachten das
Vorliegen einer nicht mehr besserungsfÃ¤higen komplizierten Diabeteserkrankung
mit FolgeschÃ¤den. Wegen ihrer orthopÃ¤dischen Leiden sei sie durchgehend in
Ã¤rztlicher und physiotherapeutischer Behandlung. AuÃ�erordentlich lange Zeiten
der ArbeitsunfÃ¤higkeit seien von den erstinstanzlichen SachverstÃ¤ndigen bei der
Beurteilung der LeistungsfÃ¤higkeit nicht berÃ¼cksichtigt worden. Sie habe im April
2000 zunÃ¤chst eine TÃ¤tigkeit als Praktikantin aufgenommen. Aus dem Praktikum
habe sich die TÃ¤tigkeit ab 01. August 2000 ergeben. Sie sei den Anforderungen
des Arbeitsplatzes nicht gerecht geworden, es sei zu erheblichen
ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten gekommen. Sie sei nicht mehr in der Lage, ihren Beruf
als Elektrozeichnerin auszuÃ¼ben. Auch aus dem Entlassungsbericht aus dem
Rehabilitationsverfahren vom 22. Dezember 2000 ergebe sich, dass sie ihre
TÃ¤tigkeit als Elektrozeichnerin nicht ausÃ¼ben kÃ¶nne. Dies folge aus den
qualitativen EinschrÃ¤nkungen, so seien ihr TÃ¤tigkeiten mit Eigen- und
FremdgefÃ¤hrdung, Nachtarbeit, besonderen Anforderungen an die SehfÃ¤higkeit
(ausdrÃ¼cklich keine Computerarbeiten), Zwangshaltungen der Arme und der
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WirbelsÃ¤ule nicht mÃ¶glich. Das RestleistungsvermÃ¶gen sei in dem
Entlassungsbericht deutlich zu optimistisch beurteilt worden. Sie sei in
unregelmÃ¤Ã�igen AbstÃ¤nden als freie Mitarbeiterin fÃ¼r VortrÃ¤ge von etwa 45
bis 60 Minuten Dauer Ã¼ber Diabetes in Selbsthilfegruppen und bei Pflegediensten
eingesetzt. Keine der Veranstaltungen dauere lÃ¤nger als zwei Stunden. DarÃ¼ber
hinaus fÃ¼hre sie fÃ¼r zwei verschiedene Apotheken jeweils einmal monatlich
Diabetesberatungen und WeiterbildungsmaÃ�nahmen durch. Der Zeitaufwand
betrage insgesamt etwa sieben Stunden im Monat. Zudem sei sie mit jeweils zwei
VortrÃ¤gen jÃ¤hrlich fÃ¼r drei Selbsthilfegruppen tÃ¤tig. Ihr Gewinn aus der
gegrÃ¼ndeten Ich-AG betrage im Monat ungefÃ¤hr 400 Euro.

Die KlÃ¤gerin hat eine Aufstellung ihrer Krankenkasse Ã¼ber
ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten ab 01. August 2000 und Einkommensteuerbescheide zur
Gerichtsakte gereicht und beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 31. Juli 2001 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 27. Oktober 1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
12. Juni 1998 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu verurteilen, ihr â�� der KlÃ¤gerin
â�� Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit ab 01. November 1996 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das sozialgerichtliche Urteil fÃ¼r zutreffend und sieht sich durch das
Gutachten des Dr. Cin ihrer Rechtsauffassung bestÃ¤tigt. Dem internistischen
Gutachten des behandelnden DM W sei nicht zu folgen. Es sei nicht verstÃ¤ndlich,
aus welchen GrÃ¼nden die KlÃ¤gerin nur noch fÃ¼r in der Lage gehalten werde,
unter vier Stunden arbeitstÃ¤glich tÃ¤tig zu sein. Die Diagnose eines
hirnorganischen Psychosyndroms sei fachfremd gestellt. Das Gutachten des
behandelnden Arztes sei zudem durch das Ergebnis des Heilverfahrens widerlegt.
Es bestÃ¼nde weiter ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r kÃ¶rperlich
leichte TÃ¤tigkeiten mit EinschrÃ¤nkungen. FÃ¼r eine TÃ¤tigkeit, bei der
Ã¼berwiegend eine ComputertÃ¤tigkeit verlangt werde, sei ein reduziertes
LeistungsvermÃ¶gen anzunehmen. Dies betreffe jedoch nicht sÃ¤mtliche
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes.

Die Beklagte hat eine Stellungnahme vom 03. Februar 2006 des berufskundlichen
Beraters der Beklagten H zur Gerichtsakte gereicht und weiter ausgefÃ¼hrt, dass
bei der Zusammenschau und WÃ¼rdigung der medizinischen Berichte aus der Zeit
zwischen 1998 und 2001 kein vermindertes LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r den letzten
Beruf festgestellt werden kÃ¶nne. Eine Konsultation eines OrthopÃ¤den sei
erstmalig am 15. MÃ¤rz 2001 erfolgt. Es sei daher nicht sachgerecht, einen
Leistungsfall der Erwerbsminderung auf orthopÃ¤dische Befunde zu stÃ¼tzen. Bei
der KlÃ¤gerin bestehe offenbar seitens der orthopÃ¤dischen Beschwerden weder
ein Leidensdruck noch eine BehandlungsbedÃ¼rftigkeit.

Ein Antragsverfahren zur GewÃ¤hrung von Leistungen zur beruflichen Rehabilitation

                             7 / 13



 

(Antrag vom 22. September 1997) ist bisher nicht abgeschlossen, sondern im
Hinblick auf das Rentenverfahren/Klageverfahren am 09. September 1998 nicht
weiter bearbeitet worden.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Verwaltungsakten der Beklagten (Aktenzeichen ) sowie auf die Gerichtsakte
verwiesen, die vorgelegen haben und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung
gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte und insgesamt zulÃ¤ssige Berufung ist begrÃ¼ndet. Das
Sozialgericht hat zu Unrecht die auf die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit gerichtete Klage abgewiesen. Der Bescheid der Beklagten in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides ist insoweit rechtswidrig und verletzt die
KlÃ¤gerin in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin hat ab 01. November 1996 Anspruch auf
Leistungen wegen BerufsunfÃ¤higkeit.

Die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit
richten sich bei einer Antragstellung der KlÃ¤gerin im November 1996 nach Â§ 43
Sozialgesetzbuch Sechstes Buch in der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden
Fassung â�� SGB VI a. F. â�� (Â§Â§ 300 Abs. 2, 302 b Abs. 1 SGB VI).

Die KlÃ¤gerin hat die vorversicherungsrechtlichen Voraussetzungen nach Â§ 43 Abs.
1 SGB VI a. F. erfÃ¼llt. Sie ist auch berufsunfÃ¤hig. Nach Â§ 43 Abs. 2 SGB VI a. F.
sind berufsunfÃ¤hig Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder
Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und
seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen
Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen
die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten,
die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter
BerÃ¼cksichtigung der Dauer des Umfanges ihrer Ausbildung sowie ihres
bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen.

Ausgangspunkt fÃ¼r die Beurteilung des Vorliegens von BerufsunfÃ¤higkeit ist der
bisherige Beruf. Dies ist in der Regel die letzte, nicht nur vorÃ¼bergehend
vollwertig ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung bei Beantragung der Rente. Danach ist bei
der KlÃ¤gerin von der TÃ¤tigkeit als Technische Zeichnerin auszugehen, die sie ab
MÃ¤rz 1994 bis zu ihrer ab 10. Oktober 1996 auf Dauer bestehenden
ArbeitsunfÃ¤higkeit ausgeÃ¼bt hat.

Die TÃ¤tigkeit einer Technischen Zeichnerin kann die KlÃ¤gerin seit Beginn der
dauerhaften krankheitsbedingten ArbeitsunfÃ¤higkeit ab 10. Oktober 1996 nach
dem Gesamtergebnis des Verfahrens nicht mehr ausÃ¼ben. Die TÃ¤tigkeit einer
Bauzeichnerin/ Technischen Zeichnerin wird Ã¼berwiegend im BÃ¼ro, vor einer
Tastatur, mit Maus und Bildschirm oder am Zeichentisch ausgeÃ¼bt. Im Verlauf des
Arbeitstages fallen dadurch Ã¼berwiegend stehende oder sitzende TÃ¤tigkeiten an.
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Der KÃ¶rper wird durch statische Belastungen der Beine und der WirbelsÃ¤ule bei
der Arbeit im Stehen und Belastungen der Arme, des SchultergÃ¼rtels und der
WirbelsÃ¤ule bei Arbeiten im Sitzen beansprucht. Die Verrichtung der TÃ¤tigkeit
erfordert oft eine vornÃ¼ber geneigte KÃ¶rperhaltung, zeitweiliges BÃ¼cken und
Hocken und Ã�berkopfarbeit. Die Arbeit wird zunehmend mit Bildschirmarbeit
verrichtet. Dies ergibt sich aus der Beschreibung der TÃ¤tigkeit einer Bauzeichnerin
aus den Berufsinformationen der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit in BERUFENET und der
Beschreibung der von der KlÃ¤gerin bis Oktober 1996 verrichteten TÃ¤tigkeit durch
die Arbeitgeberin mit der Auskunft vom 16. September 1998.

Dass die KlÃ¤gerin solche TÃ¤tigkeiten nicht ausÃ¼ben kann, ergibt sich bereits
aus der Stellungnahme der HauptfÃ¼rsorgestelle des Versorgungsamtes Cottbus
vom 14. Mai 1996, mit der die Zustimmung zur Beendigung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses als Technische Zeichnerin durch den damaligen Arbeitgeber
erteilt wurde. Darin wird nÃ¤mlich ausgefÃ¼hrt, dass wegen der bei der KlÃ¤gerin
vorliegenden Art und Schwere der Behinderung eine berufliche Neuorientierung
erforderlich sei; die KlÃ¤gerin hat ihren erlernten Beruf aus gesundheitlichen
GrÃ¼nden aufgegeben. Dass sich ihr Gesundheitszustand verbessert hat, ergibt
sich nicht aus den Feststellungen des Senats auf der Grundlage der im Verfahren
eingeholten Gutachten.

Bei der KlÃ¤gerin liegen nach den Feststellungen der Gutachter Dr. Mvom 24.
Februar 1997, Dr. Wund Dr. L neben des Diabetes mellitus als Haupterkrankung
auch Erkrankungen am Skelettsystem, nÃ¤mlich an der WirbelsÃ¤ule vor. Nach
Feststellung des Gutachters Dr. M in seinem Gutachten vom 24. Februar 1997 lagen
Schulter-Arm-Beschwerden und ein Cervikalsyndrom vor. Auch mit den
Entlassungsberichten aus den Heilverfahren vom 07. August 1997 und vom 15.
Dezember 2004 werden diese Leiden bestÃ¤tigt.

Nachvollziehbar nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens auf der Grundlage der
vorliegenden Befunde sind daher die Gutachter Dr. M, Dr. L, Dr. W und Dr. C u.a.
wegnen der bei der KlÃ¤gerin vorliegenden Leiden an der WirbelsÃ¤ule und der
Schulter-Arm-Beschwerden zu der Feststellung gelangt, dass die KlÃ¤gerin in
wechselnden KÃ¶rperhaltungen TÃ¤tigkeiten bzw. Ã¼berwiegend sitzende
TÃ¤tigkeiten (Dr. C) verrichten sollte und keine einseitigen KÃ¶rperhaltungen bei
der Verrichtung von TÃ¤tigkeiten einnehmen kann (Dr. L und Dr. W). Bereits
aufgrund dieser EinschrÃ¤nkungen kann die KlÃ¤gerin die TÃ¤tigkeit als
Bauzeichnerin/Technische Zeichnerin nicht mehr ausÃ¼ben, da die TÃ¤tigkeit
entweder in Ã¼berwiegend stehender Haltungsart (am Zeichentisch) oder in
Ã¼berwiegend sitzender TÃ¤tigkeit (am Computer) verrichtet wird, so dass auch
eine ausschlieÃ�lich Ã¼berwiegend sitzende TÃ¤tigkeit, wie von dem
SachverstÃ¤ndigen Dr. C angenommen, bei den unterschiedlichen Arbeitsaufgaben
nicht anfÃ¤llt.

Soweit die Beklagte (nunmehr) davon ausgeht, dass eine EinschrÃ¤nkung des
LeistungsvermÃ¶gens der KlÃ¤gerin fÃ¼r die AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit als
Technische Zeichnerin nach den vorliegenden Befunden nicht zu rechtfertigen sei,
kann ihr nicht gefolgt werden. Der Gutachter Dr. M ist in seinem Gutachten vom 24.
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Februar 1997 aufgrund eigener kÃ¶rperlicher Untersuchung der KlÃ¤gerin und unter
BerÃ¼cksichtigung der von der KlÃ¤gerin vorgetragenen Beschwerden am
Skelettsystem und an der Schulter und den Armen zu der EinschÃ¤tzung gelangt,
dass keine einseitigen KÃ¶rperhaltungen zumutbar sind. Angesichts der von der
KlÃ¤gerin geklagten Beschwerden und der durchgefÃ¼hrten kÃ¶rperlichen
Untersuchung und unter BerÃ¼cksichtig der Zeiten der ArbeitsunfÃ¤higkeit bis
Oktober 1996 ist nicht erkennbar, aus welchen GrÃ¼nden die EinschÃ¤tzung des
Gutachters nicht zutreffend sein sollte. Auch wenn der Gutachter nicht Facharzt
fÃ¼r OrthopÃ¤die ist, ist er zur Ã�berzeugung des Senats als studierter Mediziner
mit klinischer Erfahrung in der Lage, aus geklagten Beschwerden ausgehend von
der WirbelsÃ¤ule und im Schulter- und Armbereich LeistungseinschrÃ¤nkungen
hinsichtlich der Haltungsart bei der Verrichtung von TÃ¤tigkeiten im Arbeitsleben zu
beurteilen. Ebenfalls wÃ¤hrend des Heilverfahrens im Jahre 1997 fand eine
Untersuchung der KlÃ¤gerin statt, wobei auch ein Schulter-Arm-Syndrom
festgestellt wurde, so dass die EinschÃ¤tzung des Gutachters M bestÃ¤tigt wurde.
Auch der SachverstÃ¤ndige Dr. L hat die KlÃ¤gerin kÃ¶rperlich untersucht und
dabei die von der KlÃ¤gerin auch hier vorgetragenen Schmerzen am Skelettsystem
lokalisieren kÃ¶nnen und sie bei der Leistungsbeurteilung berÃ¼cksichtigt. Zudem
ergibt sich aus den von dem behandelnden Allgemeinmediziner Dr. H
Ã¼bersandten Tagesprotokollen Ã¼ber die Konsultationen der KlÃ¤gerin, dass
diese bereits ab Juni 1995 regelmÃ¤Ã�ig wegen Schmerzen am Skelettsystem und
im Schulter-Arm-Bereich bei ihrem behandelnden Arzt vorgesprochen hat und von
diesem behandelt worden ist. So stellte der behandelnde Arzt mehrfach ein
Cervikobrachialsyndrom bei der KlÃ¤gerin fest (z.B. Juni 1995, Januar und MÃ¤rz
1996) und verordnete im November 1995 und im MÃ¤rz 1996 Massagen fÃ¼r den
SchultergÃ¼rtel, Ã¼berwies die KlÃ¤gerin am 18. Januar 1996 zur Behandlung an
einen Chiropraktiker. Auch in der Folgezeit wurden in regelmÃ¤Ã�igen AbstÃ¤nden
ein Cervikobrachialsyndrom, Schmerzen im SchultergÃ¼rtel festgestellt und
diesbezÃ¼gliche Behandlungen vorgenommen. Die KlÃ¤gerin hat auch bei der
Beantragung der Rente seit 1991 bestehende Beschwerden an der HalswirbelsÃ¤ule
angegeben und wÃ¤hrend des Heilverfahrens 1997 beschrieben, dass ihr das lange
Stehen am Zeichenbrett sowie die eintÃ¶nige Arbeit am Computer Schwierigkeiten
bereiteten. Auch mit einem im Rahmen des Rentenantrags bei der Beklagten
erstellten Befundbericht vom 12. Januar 1997 wurden von dem Allgemeinmediziner
Dr. H Blockierungen der HalswirbelsÃ¤ule angegeben. Nachvollziehbar ist aufgrund
dieser Befundlage auch der Rehabilitationsberater der Beklagten im
Antragsverfahren zur GewÃ¤hrung von Leistungen zur beruflichen Rehabilitation am
07. Juli 1997 zu der Auffassung gelangt, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne in ihrem letzten Beruf
deshalb nicht mehr arbeiten, weil bei der Verrichtung langes Stehen bzw. Sitzen
nicht auszuschlieÃ�en sei. Mit Attest vom 29. Juni 2006 hat der Allgemeinmediziner
Dr. H auch eine durchgehende Behandlung der KlÃ¤gerin seit 1992 wegen
chronischer Schmerzen im Bereich der WirbelsÃ¤ule und im SchultergÃ¼rtel
bestÃ¤tigt. Der Praktische Arzt, Arzt fÃ¼r Sportmedizin, Chirotherapie,
Neuraltherapie und RÃ¶ntgen Dipl. med. M hat mit Befundbericht vom 19. Mai 2006
bestÃ¤tigt, dass die KlÃ¤gerin in der Zeit von Mai 1993 bis Oktober 2001 wegen
rezidivierender WirbelsÃ¤ulenbeschwerden bei ihm in Behandlung war, der Arzt
fÃ¼r Sportmedizin Dr. Lhat unter dem 18. Mai 2006 eine chirotherapeutische
Behandlung der KlÃ¤gerin seit Juli 2002 vorwiegend wegen eines rezidivierenden
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Zervicobrachialsyndroms bescheinigt. Damit sind durchgehende fachÃ¤rztliche
Behandlungen wegen der Erkrankungen am Skelettsystem und an der Schulter
bescheinigt, die die von den Gutachtern angenommenen GesundheitsstÃ¶rungen
belegen und die von diesen erkannten LeistungseinschrÃ¤nkungen belegen.

Zwar mag es hinsichtlich der Einstellung des Diabetes durch die Insulingabe mittels
einer Insulinpumpe zu einer Besserung der Stoffwechsellage und damit einer
Besserung des Augenleidens gekommen sein. Auswirkungen auf die durch die
GesundheitsstÃ¶rungen auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet bedingten
LeistungseinschrÃ¤nkungen fÃ¼r die AusÃ¼bung des Berufs der Technischen
Zeichnerin hat dies jedoch nicht. Dahinstehen kann, ob aus der Diabeteserkrankung
weitere LeistungseinschrÃ¤nkungen resultieren, weil die KlÃ¤gerin aufgrund der auf
orthopÃ¤dischem Fachgebiet bestehenden Leiden nur noch TÃ¤tigkeiten im
Wechsel der Haltungsarten Stehen, Gehen und Sitzen und TÃ¤tigkeiten ohne
einseitige KÃ¶rperbelastungen verrichten kann und dieses LeistungsvermÃ¶gen
nicht mit den Anforderungen der TÃ¤tigkeit einer Technischen Zeichnerin vereinbar
ist. Dies gilt auch fÃ¼r mÃ¶gliche zusÃ¤tzliche EinschrÃ¤nkungen aufgrund der
GesundheitsstÃ¶rungen an den Augen, wegen derer die behandelnde AugenÃ¤rztin
die AusÃ¼bung dieser TÃ¤tigkeit nicht mehr fÃ¼r mÃ¶glich erachtet und in dieser
EinschÃ¤tzung durch den Entlassungsbericht Ã¼ber das Heilverfahren vom 15.
Dezember 2004 bestÃ¤tigt wird.

Auch der berufskundliche Dienst der Beklagten ist der Auffassung, dass die
KlÃ¤gerin die TÃ¤tigkeit als Technische Zeichnerin nicht mehr ausÃ¼ben kann. So
wird in der Stellungnahme des Beraters Hvom 03. Februar 2006 ausgefÃ¼hrt: "Das
sozialmedizinische Leistungsbild steht einem weiteren Verbleib der KlÃ¤gerin in
ihrem bisherigen Beruf entgegen. Diese Schlussfolgerung ergibt sich aus den
kÃ¶rperlichen Anforderungen, die Ã¼blicherweise an eine Technische Zeichnerin
gestellt werden. ( ) Es handelt sich um eine kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeit, die
abhÃ¤ngig von den Gegebenheiten im speziellen Arbeitsplatz, Ã¼berwiegend im
Sitzen oder im Stehen ausgeÃ¼bt werden kann. Technische Zeichner verrichten
Ã¼berwiegend Arbeiten am Computerbildschirm. Bei diesen Bildschirmarbeiten ist
ein intaktes SehvermÃ¶gen, welches nicht Ã¼ber das korrigierbare MaÃ� hinaus
eingeschrÃ¤nkt sein sollte, erforderlich." SchlÃ¼ssig gelangt der Berater unter
BerÃ¼cksichtigung der AusfÃ¼hrungen mit dem Entlassungsbericht 15. Dezember
2004 dann zu der EinschÃ¤tzung, dass die KlÃ¤gerin diese TÃ¤tigkeit nicht mehr
ausÃ¼ben kann. Eine schlÃ¼ssige BegrÃ¼ndung dafÃ¼r, aus welchen GrÃ¼nden
die Beklagte ihrem eigenen berufskundlichen Dienst bei der EinschÃ¤tzung der zu
verrichtenden TÃ¤tigkeiten nicht folgt, ergibt sich nicht aus dem Schriftsatz vom 19.
April 2006.

Zwar ist ein Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit nicht schon dann
gegeben, wenn der letzte Beruf aus gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht mehr
ausgeÃ¼bt werden kann. Nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI a. F. muss sich der
Versicherte auf eine andere, ihm zumutbare ErwerbstÃ¤tigkeit verweisen lassen.

Zur Feststellung der Wertigkeit des bisherigen Berufs und der MÃ¶glichkeiten der
Verweisung auf andere TÃ¤tigkeiten sind in der Rechtsprechung des
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Bundessozialgerichts â�� BSG â�� die Angestelltenberufe in folgende Gruppen
eingeteilt worden (Mehrstufenschema, BSGE 55, 45, SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 107;
BSG, Urteil vom 22. Juni 1988, 1 RA 13/87, verÃ¶ffentlicht in juris): 1. Stufe:
unausgebildete Angestellte (Ungelernte),

2. Stufe: Angestellte mit einer Ausbildungszeit bis zu zwei Jahren (Angelernte),

3. Stufe: Angestellte mit langjÃ¤hriger Ausbildung, regelmÃ¤Ã�ig von drei Jahren
(Ausgebildete),

4. Stufe: Angestellte mit hoher beruflicher QualitÃ¤t, wie etwa die Ablegung einer
MeisterprÃ¼fung, der erfolgreiche Besuch einer Fachschule oder das
abgeschlossene Studium an fach- oder wissenschaftlichen Hochschule.

Im Rahmen dieses Mehrstufenschemas dÃ¼rfen Versicherte ausgehend von der
Einstufung nach ihrer letzten TÃ¤tigkeit nur auf die nÃ¤chst niedrigere Stufe
verwiesen werden. Die KlÃ¤gerin ist nach diesen GrundsÃ¤tzen in die dritte Stufe
des Mehrstufenschemas einzustufen. FÃ¼r die von ihr ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als
Technische Zeichnerin war eine abgeschlossene Berufsausbildung erforderlich, die
die KlÃ¤gerin mit ihrer Ausbildung als Elektrozeichnerin mitbrachte. Die TÃ¤tigkeit
einer Bauzeichnerin erfordert eine dreijÃ¤hrige Ausbildung, die auch Grundlage
fÃ¼r die tarifliche Einstufung der KlÃ¤gerin in die VergÃ¼tungsgruppe 6 des
Firmentarifvertrages war. Sie ist daher nur auf AngestelltentÃ¤tigkeit mit einer
Ausbildungsdauer von bis zu zwei Jahren verweisbar, wovon auch der
berufskundliche Dienst der Beklagten ausgeht.

Es obliegt der Beklagten, um eine Verurteilung zur GewÃ¤hrung einer Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit zu vermeiden, eine der KlÃ¤gerin gesundheitlich und sozial
zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeit zu benennen, wenn, wie hier, der Hauptberuf
nicht mehr ausgeÃ¼bt werden kann (BSG SozR 3-2600 Â§ 43 Nrn. 13, 14). Dies ist
bisher nicht geschehen, weil der berufskundliche Dienst der Beklagten â�� wie auch
der erkennende Senat â�� keine der KlÃ¤gerin zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeit
erkennen konnte. Aus den vom Senat eingefÃ¼hrten berufskundlichen Unterlagen
zum PfÃ¶rtner und zum Versandfertigmacher geht hervor, dass dies ungelernte bis
angelernte TÃ¤tigkeiten und damit der KlÃ¤gerin schon nicht sozial zumutbar sind.

Nach allem liegt seit Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit im Oktober 1996
BerufsunfÃ¤higkeit vor.

Die KlÃ¤gerin hat ab 01. November 1996 Anspruch auf Leistungen wegen
BerufsunfÃ¤higkeit. Dies ergibt sich aus Â§ 99 Abs. 1 Satz 1 SGB VI a. F. Danach
wird eine Rente aus eigener Versicherung von dem Kalendermonat an geleistet, zu
dessen Beginn die Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r die Rente erfÃ¼llt sind, wenn
die Rente bis zum Ende des dritten Kalendermonats nach Ablauf des Monats
beantragt wird, in dem die Anspruchsvoraussetzungen erfÃ¼llt sind. Die KlÃ¤gerin
war â�� wie dargestellt â�� ab 10. Oktober 1996 nicht mehr in der Lage, ihren Beruf
auszuÃ¼ben, so dass ein Anspruch auf Rentenleistungen dem Grunde nach ab 01.
November 1996 bestand, weil der in 1997 gestellte Antrag auf Leistungen zur
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Rehabilitation als Rentenantrag gilt (Â§ 116 Abs. 2 SGB VI) und daher zum 01.
November 1996 alle Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung der Rente vorlagen.

Allerdings hat die KlÃ¤gerin wegen der seit 10. Oktober 1996 bestehenden
BerufsunfÃ¤higkeit und bis zum 29. Juni 1997 gewÃ¤hrten Leistung zur
medizinischen Rehabilitation vom 01. November 1996 bis 20. Juli 1997 keinen
Anspruch auf die gewÃ¤hrte Rente, sondern ab November 1996 Anspruch auf
Ã�bergangsgeld. Nach Â§ 116 Abs. 1 Satz 2 SGB VI a. F. besteht wÃ¤hrend der
Leistungen auf einen Anspruch auf Ã�bergangsgeld kein Anspruch auf Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Nach Â§ 25 Abs. 1, Abs. 2 SGB VI hatte die
KlÃ¤gerin wÃ¤hrend des Heilverfahrens vom 29. Juni bis 20. Juli 1997 Anspruch auf
Ã�bergangsgeld, welches ihr auch gewÃ¤hrt worden ist. Aus der Beantragung der
Rente wegen verminderten ErwerbsfÃ¤higkeit folgt, dass das Ã�bergangsgeld von
dem Zeitpunkt an zu erbringen ist, von dem an die Rente zu zahlen wÃ¤re, hier ab
01. November 1996 (Â§ 25 Abs. 2 SGB VI a.F.). Damit hat die KlÃ¤gerin ab 01.
November 1996 bis 28. Juni 1997 Anspruch auf GewÃ¤hrung von Ã�bergangsgeld
und ab 21. Juli 1999 Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit auf Dauer.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz und entspricht dem
Ausgang des gesamten Verfahrens. Die KlÃ¤gerin hat mit ihrem geltend gemachten
Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit obsiegt, so dass
eine hÃ¤lftige Kostentragungspflicht fÃ¼r die auÃ�ergerichtlichen Kosten
angemessen ist.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 oder 2 SGG
lagen nicht vor.

Erstellt am: 25.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            13 / 13

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/116.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/116.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/25.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/25.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

